
 
Beilage „A“ zur Kinderbildungs- und -betreuungsordnung 2022 

Informationen 
zum verpflichtenden Kindergartenjahr 

(Kärntner 
Kinderbetreuungsgesetz – K-KBG) 

§ 20  

(1) Der Kindergarten hat die Aufgabe, im verpflichtenden Kindergartenjahr durch entwicklungsgemäße 

Erziehung und Bildung die körperliche, seelische, geistige, sittliche und soziale Entwicklung im besonderen 

Maß zu fördern und nach erprobten Methoden der Kleinkindpädagogik die Erreichung der Schulfähigkeit 

zu unterstützen. Im Rahmen der Persönlichkeitsbildung ist jedes einzelne Kind als eigene Persönlichkeit in 

seiner Ganzheit anzunehmen, zu stärken und auf die Schule vorzubereiten. Seine Würde, Freude und 

Neugierde sind zu achten und zu fördern. Lernen hat unter Berücksichtigung der frühkindlichen 

Lernformen in einer für das Kind ganzheitlichen und spielerischen Art und Weise unter Vermeidung von 

starren Zeitstrukturen und schulartigen Unterrichtseinheiten zu erfolgen. 

… 

(4) Der Kindergarten hat durch geeignete Maßnahmen einen harmonischen Übergang in die Schule 

anzustreben. Bei der Vorbereitung auf den Schuleintritt soll den Kindern durch gemeinsame 

Veranstaltungen mit der Schule, welche die Kinder voraussichtlich besuchen werden, ein Kennenlernen der 

Schule und der Lehrerinnen ermöglicht werden. Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen Kindergarten 

und Schule, insbesondere im Bereich der Sprachentwicklung, kann auf ausgebildete Pädagoginnen aus dem 

Schulbereich zurückgegriffen werden. Diese haben gemeinsam mit den Kindergartenpädagoginnen ein 

individuelles Förderkonzept zu erarbeiten. 

… 

§ 23 

(1) Die zum Kindergartenbesuch verpflichteten Kinder (§ 21) haben den Kindergarten an mindestens vier 

Tagen der Woche für insgesamt 20 Stunden zu besuchen.  

 

Während der Zeit nach Abs. 1 ist ein Fernbleiben vom Kindergarten nur im Fall einer gerechtfertigten 

Verhinderung des Kindes wie insbesondere 

a) einer Erkrankung des Kindes oder eines Angehörigen oder Tod eines Angehörigen, 

b) bei urlaubsbedingten Abwesenheiten bis zu einem Ausmaß von fünf Wochen innerhalb des 

Zeitraumes gemäß § 21 Abs. 1, oder 

c) eines außergewöhnlichen Ereignisses oder 

d) einer Absonderung oder Ausschließung des Kindes oder eines Angehörigen nach dem 

Epidemiegesetz 1950, einer Einschränkung oder Schließung des Betriebes des Kindergartens oder eines 

Betretungsverbotes oder einer Betretungseinschränkung aufgrund von Maßnahmen nach dem 

Epidemiegesetz 1950 oder nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz. 

zulässig.  

Die Erziehungsberechtigten haben die Leiterin des Kindergartens von jeder Verhinderung des Kindes zu 

benachrichtigen.Wir weisen darauf hin, dass ein Zuwiderhandeln von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

einer Geldstrafe sanktioniert werden kann. 
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